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Sachverhalt

Die Erstbf. ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung nach niederländischem Recht, die Herausgeber 
der Tageszeitung De Telegraaf ist. Der Zweit- und DrittBf. 
sind Journalisten dieser Zeitung.

Am 21.1.2006 veröffentlichte De Telegraaf einen Arti-
kel beider Journalisten über ihre Recherche bezüglich 
des niederländischen Geheimdienstes. Dieser deute-
te darauf hin, dass die Zeitung Dokumente besaß, die 
belegten, dass hoch vertrauliche Geheimdienstinforma-
tionen im kriminellen Milieu von Amsterdam im Umlauf 
seien. Die Ausgabe enthielt außerdem den Decknamen 
des Informanten und den Hinweis, dass noch ein wei-
terer Informant tätig sei. In den folgenden Tagen ver-
öffentlichte De Telegraaf weiteres Material, unter ande-
rem zu Treffen von Kriminellen und Ministern und zur 
Weitergabe hoch vertraulicher Informationen durch 
Geheimdienstbeamte. Am 23.1.2006 teilte De Telegraaf 
mit, dass der Geheimdienst wegen der unrechtmäßi-
gen Bekanntgabe von Staatsgeheimnissen Klage erho-
ben habe.

Am 26.1.2006 wies die Behörde für interne Ermittlun-
gen die ErstBf. an, ihr die genannten Dokumente bzw. 
deren Kopien auszuhändigen. Am 31.1.2006 kamen 
der Rechtsanwalt der ErstBf. und die Staatsanwalt-
schaft zu der Einigung, die Identität der Informations-
quelle solange zu schützen bis das Gericht beurteilen 
könne, ob zum Schutz der Quelle von der Herausgabean
ordnung abgesehen werden müsse. Da die Dokumen-
te Fingerabdrücke oder andere Spuren zur Identifizie-
rung aufweisen könnten, wurden diese von einem Notar 
in einem versiegelten Behältnis an den Untersuchungs-
richter übergeben und bis zum Ausgang des Verfahrens 
in einem Safe aufbewahrt.

Die ErstBf. erhob am 23.2.2006 Klage gegen die Her-
ausgabeanordnung beim Landesgericht Den Haag, die 
am 31.3.2006 abgewiesen wurde. Die Revision der Erst-
Bf. gegen diese Entscheidung wurde am 25.3.2008 vom 
Obersten Gerichtshof abgewiesen.

Am 7.6.2006 begehrten die Bf. vorläufigen Rechts-
schutz, der am 21.6.2006 gewährt wurde. Die Bf. brach-
ten vor, dass die beiden Journalisten seit Januar 2006 
wahrscheinlich von Geheimdienstbeamten telefonisch 
abgehört und überwacht würden, was die Regierung 
weder bestritt noch bestätigte. Die Regierung erhob 
gegen die Entscheidung Berufung, der am 31.8.2006 
stattgegeben wurde.

Sowohl die Regierung als auch die Bf. erhoben Revi-
sion vor dem Obersten Gerichtshof, die am 11.7.2008 
abgewiesen wurde.

Rechtsausführungen

Die Bf. rügen eine Verletzung von Art.  8 EMRK (hier: 
Recht auf Achtung des Privatlebens) und von Art. 10 EMRK 
(Meinungsäußerungsfreiheit) durch den Gebrauch von 
Sonderbefugnissen zur Überwachung der Zweit- und 
DrittBf. sowie durch die Anordnung gegenüber der Erst-
Bf. zur Herausgabe von Dokumenten, die die journali-
stische Quelle identifizieren könnten.

I.  Der Gebrauch von Sonderbefugnissen

Dieser Beschwerdepunkt ist weder offensichtlich unbe-
gründet noch aus anderen Gründen unzulässig und 
muss daher für zulässig erklärt werden (einstimmig).
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Die Parteien sind sich darüber einig, dass ein Eingriff 
in die Rechte der Zweit- und DrittBf. nach Art. 8 und 10 
EMRK vorliegt, aber nicht, wie dieser zu qualifizieren ist. 
Der GH akzeptiert zwar die Behauptung der Regierung, 
dass es bei der Identifizierung der Quelle hauptsächlich 
darum ging, die undichte Stelle in den eigenen Reihen 
zu finden und zu schließen, jedoch sieht er dies nicht 
als entscheidend an. Er versteht unter einer »journalis-
tischen Quelle« »jede Person, die einem Journalisten 
Informationen zur Verfügung stellt«. Eine »Informati-
on zur Identifizierung einer Quelle« beinhaltet nach sei-
ner Ansicht, sofern sie voraussichtlich zu dieser führen, 
sowohl »die faktischen Umstände der Erlangung einer 
Information aus einer Quelle durch einen Journalisten«, 
als auch »den unveröffentlichten Inhalt der Informati-
on, die einem Journalisten durch eine Quelle verfügbar 
gemacht wird«. Der GH muss somit feststellen, dass der 
Geheimdienst durch den Gebrauch von Sonderbefug-
nissen den Schutz der Quelle umgehen wollte.

Auch wenn Überwachungsmaßnahmen üblicherwei-
se nur gemäß Art. 8 EMRK beurteilt werden, hängen 
die Fragen des vorliegenden Falles derartig mit Art. 10 
EMRK zusammen, dass eine Prüfung gemäß beider Arti-
kel angemessen ist. Fraglich ist, ob die Eingriffe »gesetz-
lich vorgesehen« iSd. Art. 8 und Art. 10 EMRK sind. Ins-
besondere wenn wie im vorliegenden Fall die Exekutive 
geheim handelt, besteht ein offensichtliches Risiko von 
Willkür. Da die praktische Umsetzung geheimer Über-
wachungsmaßnahmen von den betroffenen Personen 
oder der Öffentlichkeit nicht überprüft werden kann, 
wäre es mit dem Rechtsstaatsprinzip nicht vereinbar, 
wenn sich das der Exekutive gesetzlich eingeräumte 
Ermessen in uneingeschränkten Kompetenzen ausdrü-
cken würde. Folglich muss ein gesetzlicher Rahmen für 
eine nachvollziehbare Ausführung solcher Maßnahmen 
unter Berücksichtigung eines legitimen Ziels und eines 
geeigneten Rechtsschutzes gegen Willkür für die betrof-
fene Person bestehen.

Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass das 
Gesetz nicht zugänglich war. Der GH stellt fest, dass 
der Eingriff eine ausreichende gesetzliche Grundla-
ge im nationalen Recht, nämlich Art. 6 Abs. 2 lit. a des 
niederländischen Geheimdienst-Gesetzes 2002, hat. 
Die Möglichkeit einer Überwachung der Bf. war dahin-
gehend nicht vorhersehbar, dass ihre Situation nicht 
unter einen bestimmten Tatbestand zu subsumieren 
war. Auch wenn die Bf. nicht der Ansicht waren, dass ihr 
Verhalten eine Bedrohung der niederländischen demo-
kratischen Rechtsordnung darstellte, mussten sie sich 
darüber im Klaren sein, dass es sich bei den Informati-
onen in ihrem Besitz um echte Geheimdienstinforma-
tionen handelte, die unrechtmäßig in Umlauf gebracht 
wurden, und deren Veröffentlichung Nachforschungen 
bezüglich ihres Ursprungs provozieren würde. Insofern 
sieht der GH den Eingriff als vorhersehbar an.

Die nationale Kontrolle im Hinblick auf Überwa-
chungsmaßnahmen sehen die Bf. nicht generell als 
ungenügend an, jedoch bringen sie vor, dass aufgrund 
ihres Status als Journalisten spezielle Schutzmaßnah-
men vorliegen müssen. Anders als im Fall Weber und 
Saravia/D, wo die Überwachungsmaßnahmen nicht auf 
die Offenlegung journalistischer Quellen abzielten, geht 
es im vorliegenden Fall um die gezielte Überwachung 
von Journalisten, um festzustellen, woher diese ihre 
Informationen erhalten haben.

Der GH hat bereits zu erkennen gegeben, dass in 
einem Bereich, in dem ein Missbrauch in Einzelfällen 
besonders leicht ist und derartig große Auswirkungen 
für eine demokratische Gesellschaft als Ganze haben 
kann, es wünschenswert ist, einen Richter mit der Kont-
rolle von Überwachungsmaßnahmen zu betrauen.

Im vorliegenden Fall wurde der Einsatz von Sonder-
befugnissen nach Aussage eines Regierungsbeamten in 
der mündlichen Verhandlung durch den Innenminister 
oder führende Beamte des Geheimdienstes genehmigt, 
jedoch jedenfalls ohne eine vorherige Prüfung durch ein 
unabhängiges Organ, das den Einsatz hätte untersagen 
oder beenden können. Darüber hinaus kann eine nach-
trägliche Überprüfung die Vertraulichkeit einer jour-
nalistischen Quelle nicht wiederherstellen, wenn diese 
bereits zerstört ist.

Der GH stellt daher fest, dass keine ausreichenden 
gesetzlichen Schutzmaßnahmen gegen den Gebrauch 
von Sonderbefugnissen gegen Journalisten zur Feststel-
lung ihrer journalistischen Quellen bestehen. Es liegt 
folglich eine Verletzung von Art. 8 und 10 EMRK gegen-
über den Zweit- und DrittBf. vor (einstimmig).

II.  Die Anordnung zur Herausgabe der Dokumente

Dieser Beschwerdepunkt ist weder offensichtlich unbe-
gründet noch aus anderen Gründen unzulässig und 
muss daher für zulässig erklärt werden (einstimmig).

Es ist völlig unbestritten, dass ein Eingriff in das 
Recht der ErstBf. besteht, Informationen zu erhalten 
und zu verbreiten. Im Hinblick auf verfahrensrechtli-
che Schutzmaßnahmen ist der GH der Ansicht, dass 
der vorliegende Fall insofern vom Fall Sanoma Uitgevers 
B.V./NL abweicht, als die Dokumente durch einen Notar 
versiegelt und dem Untersuchungsrichter übergeben 
wurden, womit die Bf. und der Staatsanwalt auch ein-
verstanden waren. Da dieser Vorgang gemäß Art. 552a 
der niederländischen StPO und die vorherige Anord-
nung zur Herausgabe der Dokumente gemäß Art. 96a 
der niederländischen StPO eine gesetzliche Grundla-
ge haben, ist der Eingriff als »gesetzlich vorgesehen« zu 
beurteilen.

Unbestritten ist weiters, dass das Ziel des Eingriffs 
letztendlich der Schutz der nationalen Sicherheit und 
die Verhinderung von Verbrechen war.
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Die Frage, ob der Eingriff in einer demokratischen 
Gesellschaft notwendig ist, wird danach beurteilt, ob 
eine dringende gesellschaftliche Notwendigkeit besteht, 
ob er verhältnismäßig zum verfolgten Ziel ist und ob die 
zur Rechtfertigung vorgebrachten Gründe der Regie-
rung erheblich und ausreichend sind. Bei der Beurtei-
lung kommt den Staaten ein gewisser Ermessensspiel-
raum zu.

Der Schutz journalistischer Quellen ist eine der 
grundlegenden Voraussetzungen der Pressefreiheit. 
Ohne diesen Schutz könnten Quellen davon abgehal-
ten werden, die Presse dabei zu unterstützen, die Öffent-
lichkeit mit Informationen in ihrem Interesse zu ver-
sorgen. Dadurch könnte die entscheidende Rolle der 
Presse als »public watchdog« untergraben werden und 
die Möglichkeit der Presse zur Informationsbereitstel-
lung würde nachteilig beeinflusst. Im Hinblick auf die 
Bedeutung des Schutzes journalistischer Quellen für die 
Pressefreiheit in einer demokratischen Gesellschaft und 
den potenziell abschreckenden Effekt, den eine Offenle-
gung von Quellen auf diese Freiheit haben kann, ist eine 
solche Maßnahme nur bei Rechtfertigung durch ein vor-
rangiges öffentliches Interesse mit Art. 10 EMRK verein-
bar.

Es mag zutreffen, dass die öffentliche Wahrnehmung  
des Grundsatzes der Nichtoffenlegung journalistischer 
Quellen keinen wirklichen Schaden nehmen würde, 
wenn er unter Umständen nicht berücksichtigt würde, 
wo eine Quelle nachweislich in betrügerischer Absicht 
gehandelt hat. Dennoch sollten Gerichte einen solchen 
Fall ohne zwingende Beweise nicht vorschnell anneh-
men. Der GH betont, dass das Verhalten einer Quelle 
keinesfalls für die Anordnung der Offenlegung entschei-
dend sein kann, sondern nur einen – wenn auch wichti-
gen – von mehreren Faktoren bei der Beurteilung eines 
fairen Interessenausgleichs iSd. Art. 10 Abs. 2 EMRK 
darstellt.

Im vorliegenden Fall hat der Staatsanwalt vor dem 
Landesgericht erklärt, dass das primäre Ziel der Her-
ausgabeanordnung die Rückgabe an den Geheimdienst 
sei, dass aber eine dadurch bestehende Möglichkeit 
zur Untersuchung der Dokumente auf Spuren genutzt 
werde. Jedoch könnten die Täter auch ohne eine genaue 
technische Untersuchung der Dokumente gefunden 
werden, nämlich durch die Einsichtnahme in die Doku-
mente und die Prüfung, welche Personen zu ihnen 
Zugang hatten. Somit kann die Anordnung zur Heraus-
gabe nicht durch die notwendige Identifizierung der 
Beamten des Geheimdienstes gerechtfertigt werden.

Auch wenn nicht der gesamte Inhalt der Dokumente 
an die Öffentlichkeit gelangte, ist es sehr wahrschein-
lich, dass die Informationen bereits länger außerhalb 
des Geheimdienstes im Umlauf waren und Kriminel-
le dazu Zugang hatten. Auch wenn die Dokumente aus 
dem Verkehr gezogen werden, kann nicht verhindert 

werden, dass die darin enthaltenen Informationen wie 
die Decknamen der Informanten in die falschen Hände 
geraten.

Es besteht weiterhin das Bedürfnis des Geheimdiens-
tes zu überprüfen, ob alle Dokumente, die ihm entwen-
det wurden, aus dem Verkehr gezogen wurden. Der GH 
akzeptiert, dass dies ein legitimes Anliegen ist. Jedoch 
kann dies kein vorrangiges öffentliches Interesse zur  
Rechtfertigung der Offenlegung einer journalistischen 
Quelle darstellen. Der GH ist der Ansicht, dass das Aus-
händigen der Dokumente nicht nötig ist, da es sich 
dabei um Kopien der Originale handelt und eine Ein-
sichtnahme zur Prüfung der Echtheit und eine darauf-
folgende Zerstörung ausreichend sind.

Insgesamt bestehen keine maßgeblichen und ausrei-
chenden Gründe für den Eingriff und es liegt daher eine 
Verletzung von Art. 10 EMRK vor (5:2 Stimmen, Sonder-
votum der Richter Myjer und López Guerra).

III.  Entschädigung nach Art. 41 EMRK

€ 60.000 ,– für Kosten und Auslagen (einstimmig).


